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Wir theilen den P. T. Abonnenten mit, daß vom 1. Jänner 1899 
an die Adminiſtration und Expedition dieſer Zeitſchrift von der 
Verlagsbuchhandlung Moritz Perles in Wien übernommen wurde. 

Die P. T. Abonnenten werden daher erſucht, ihre Pränumerations⸗ 
ernenerung für 1899 an die Verlagsbuchhandlung Moritz Perles, 
Wien, I., Seilergaſſe 4, zu richten. 

Der Prännmerationspreis iſt unverändert geblieben. 


Inhalt: 


Das Geſetz der Verwaltung. 
Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage der Competenz der Eiſenbahn- und Waſſerrechts⸗Behörden bei 
Beſchwerden wegen Ueberſchwemmungen, hervorgerufen durch den Beſtand 
einer Eiſenbahn. 

Zur begrifflichen Unterſcheidung zwiſchen Natural⸗Wohnung eines Beamten und 
Amtswohnung. 

Wenn nach Niederlegung eines Landtags⸗Mandates in Folge der Wahlprüfung 
Seitens des Landtages erkannt wird, daß das betreffende Landtags⸗Mandat 
nicht dem, welcher vor der Wahlprüfung als gewählt gegolten und das Man⸗ 
dat niedergelegt hat, ſondern einer anderen Perſon gebühre und diefe als der 
gewählte Abgeordnete vom Landtage in den Landtag zugelaſſen wird, iſt der 
Fall der Ausſchreibung einer Neuwahl nicht gegeben. Es kann daher in einem 
ſolchen Falle durch die Nichtausſchreibung einer Neuwahl Seitens der Regie⸗ 
rung eine Verletzung des verfaſſungsmäßig gewährleiſteten Rechtes der Wahl 
zum Landtage nicht ſtattfinden. 


Literatur. 


Erledigungen. — Perſonalien. 


Das Geſetz der Verwaltung. 


5 John Stuart Mill ſtellt in ſeinem Buche „Ueber die Freiheit“, 
im welchem die Probleme der politiſchen Freiheit in ungemein tiefer 
Weiſe erörtert werden, zum Schluſſe die Frage, ob es möglich wäre, 
die ſichere Grenze zu finden zwiſchen den Gebieten des Waltens der 
centralen Staatsgewalt und der Bethätigung der Bürger. Er faßt 
die Aufgabe, welche hierbei vorläge, dahin zuſammen: „ſo viel als 
möglich der Vortheile einer centraliſirten Macht und Intelligenz zu 
ſichern, als dies geſchehen kann, ohne einen großen Theil der allge— 
meinen Thatkraft in die Regierungscanäle zu leiten“ — und meint, 
es wäre das eine der ſchwierigſten und verwickeltſten Fragen der Re- 
gierungskunſt. Mill bleibt bei der Aufſtellung der Frage, an die er 
nur einige kurze Bemerkungen knüpft, ſtehen. Eine principielle Löſung 
zu geben, hat er nicht verſucht. 


Jahrzehnte find ſeit dem Erſcheinen von Mills „Freiheit“ vor- 
übergegangen und in dieſer Zeit haben ſich ſtärker als in den früheren 
Zeitläuften die Reibungsflächen zwiſchen den beiden fraglichen Ge— 
bieten entwickelt, — doch in der Löſung der von Mill aufgeſtellten 
Frage iſt man ſeither um keinen Schritt vorwärts gekommen. 

Aber noch mehr; die Theorie, welche ſich während der letzten 
Zeitläufte am Continente breit gemacht und mehr oder minder (in 
Oeſterreich faſt ganz) auch die Geſetzgebung beherrſcht hat, hat ſich 
noch gar nicht einmal bis zum Probleme, welches nach Mill, dem 
Schriftſteller aus dem Lande der Selfgovernments, zu löſen gälte, 
emporgearbeitet. 

Unſere Theorie von den Verwaltungsgewalten und der Ver— 
waltungsorganiſation hat ſich entwickelt mit der Entwicklung des con= 
ſtitutionellen Staates aus dem Staate des Abſolutismus und hat aus 
dieſer Verbindung in der Entwicklung das Gepräge jenes Kampfes 
erhalten und beibehalten, der im Conſtitutionalismus gegenüber 
der Unbeſchränktheit der Macht des Monarchen ſich ausdrückt. Unſere 
Theorie von den Verwaltungsgewalten und der Verwaltungsorgani— 
ſation ſteht daher auf dem Standpunkte, daß die Verwaltung, weil 
ſie im abſoluten Staate in den Händen des unbeſchränkten Monarchen 
lag, ſo weit als möglich vom Staate abzulöſen ſei, damit auch auf 
dieſem Gebiete die Staatsgewalt möglichſt beſchränkt werde. Das End— 
ziel dieſer Theorie wäre alſo, alle Verwaltung als Selbſtverwaltung 
zu geſtalten. 

Die Auſchauung des Landes des Selfgovernments, die An— 
ſchauung der Staatsmänner jenes Landes, ſtand niemals auf dieſem 
Standpunkte. In England, wo man die Sachen ſachlich betrachtet 
und erſt von ihrer Betrachtung aus zur Theorie aufſteigt, ja mit 
der Theorie, die das ſchwere Ende der Erforſchung iſt, ängſtlich zurück⸗ 
hält, in England hat man die Verwaltung als ein Technikum, als 
eine Aufgabe betrachtet, deren beſte Löſung anzuſtreben iſt, und 
hat nach dieſer geſucht. 

Nach der bei uns herrſchenden Auffaſſungsweiſe iſt es lediglich 
das ſubjective Moment, welches in Betracht gezogen wird, und der 
Kampf um die Verwaltungsgewalt, und nicht um die beſte Löſung der 
Aufgaben der Verwaltung bildet den Mittelpunkt der Verwaltungs- 
frage. 

Zugleich iſt es für die Auffaſſung vom Weſen der Selbſtver⸗ 
waltung ſelber charakteriſtiſch, daß die Selbſtverwaltung als Autonomie, 
nämlich als Selbſtbeſtimmung begriffen wird. Es gilt daher als Gipfel 
des Ideals der Verwaltung die Freiheit des Verwaltens. 

Man kann ſich kaum einen größeren Widerſpruch denken als 
den, der zwiſchen dieſer Auffaſſung vom Ideale der Verwaltung 
und der Forderung beſteht, welche als die Forderung der politiſchen 
Freiheit gegenüber dem Walten der Gewalten und demnach auch gegen- 
über der Verwaltungsgewalt erhoben wird. 

Letztere Forderung geht nach der Freiheit der Ber- 
waltung, und dieſer Freiheitsforderung widerſtreitet gerade die Frei- 
heit des Verwaltens. 


Denn die Freiheit des Verwaltens an ſich iſt die Freiheit derer, 
welche verwalten, die Freiheit der Organe, welche die Ver— 
waltungsgewalt in Händen haben. Dieſe Freiheit, nach Selbſtbeſtim⸗ 
mung zu verwalten, hat der alte, abſolute Staat gehabt. Wenn 
nun nach dem Principe der Theilung der Gewalten, dem wir unſere 
ſeltſame Autonomie-⸗Idee verdanken, das Pouvoir zu verwalten von 
der Staatsgewalt an die Selbſtverwaltung übertragen wird, ſo tritt 
damit doch nur eine Aenderung im Subjecte der Gewalt ein. Die 
freie Selbſtbeſtimmung, die Freiheit zu verwalten, wenn ſie beſteht, 
iſt Willkür ebenſo, ob fie von der Staatsgewalt oder von der Selbit- 
verwaltungsgewalt geübt wird. Die Willkür der Verwaltungsgewalt 
braucht nicht immer Uebles zu ſchaffen, und nicht immer ungerecht 
zu ſein, ſie kann auch Gutes ſchaffen und gerecht ſein. Aber das 
Ideal der Freiheit iſt ſie nicht, und ſie iſt eben nicht die Freiheit der 
Verwaltung. 

Die im Begriffe der politiſchen Freiheit liegende Freiheitsforde⸗ 
rung iſt keine Forderung nach Ungebundenheit, nicht nach Ungebunden— 
heit der Verwalteten, noch nach Ungebundenheit der Verwaltenden. 
Sie iſt die Forderung dahin, daß die gegenſeitigen rechtlichen Schranken, 
welche den poſitiven Inhalt der Freiheit bilden, 
für jeden gleich gewahrt bleiben, daß das Walten von Recht und 
Gerechtigkeit geſichert ſei. Hiefür kommt unn die Gebundenheit der 
Verwaltungsgewalt in Betracht und es handelt ſich vom Standpunkte 
dieſer Freiheitsforderung aus um die Garantien für die Anwendung 
und Handhabung des Rechtes. 

Hat die Freiheit des Verwaltens nichts zu thun mit der freien 
Verwaltung, ſo kann ſie andererſeits auch nicht den Ausgangspunkt 
bilden für die Löſung der Aufgaben der Verwaltung vom techniſchen 
Belange. 

Bezüglich der öffentlichen Intereſſen, deren Beſorgung der Ver— 
waltung anvertraut iſt, handelt es ſich um die richtige Erfaſſung dieſer 
Intereſſen. Der Kreis der Dinge und Verhältniſſe, welche als gemeinſame 
Angelegenheit, alſo als das öffentliche Intereſſe zu gelten haben, ſtellt 
ſich als einen Einſchnitt dar in die Intereſſenkreiſe der Einzelnen. Der 
Beſtand der öffentlichen Sache fordert daher eine Entäußerung des 
Einzelintereſſes zur beſſeren Wahrung der Intereſſen Aller. Begründet 
der Beſtand des öffentlichen Intereſſes die Opfer der Einzelnen und 
muß das öffentliche Intereſſe, wenn es beſteht, zur Geltung kommen, 
fo leuchtet ein, daß nicht die Willkür der Verwaltungsgewalt, ſondern 
ein Objectives, das Bedürfniß, das öffentliche Intereſſe beſtimmt und 
daß dieſes jedenfall umſo richtiger erkannt werden wird, je weniger das 
sic volo, sie jubeo, je weniger der Subjectivismus der Verwaltungs- 
gewalt ſich geltend machen wird gegenüber dem Gebote der Sache. 

Das Princip der Freiheit des Verwaltens iſt alſo ein Selbſtbetrug. 

Wollen wir der Verwaltungsfrage näher treten und ihr näher— 
treten zugleich mit den berechtigten Aſpirationen ſtaatsbürgerlicher 
Freiheit, ſo dürfen wir nicht von der Form ausgehen, ſondern müſſen 
vor allem die Sache ins Auge faſſen. 

Die Verwaltung iſt doch in der That ein Technikum, eine Auf- 
gabe, die zu löſen iſt und das Streben kann nur fein, die möglichſt 
beſte Löſung dieſer Aufgabe herbeizuführen, die möglichſt beſte Ver⸗ 
waltung herzuſtellen. Die beſte Verwaltung wird die ſein, welche 
den ſittlichen (rechtlichen) und wirthſchaftlichen Bedürfniſſen der Staats— 
bürger am beſten gerecht werden kann. Denn wegen des Wohles der 
Bürger iſt die Verwaltung da. 

Die Beſorgung der öffentlichen Sache der Verwaltung erheiſcht 
nun eine Summe von Kräften und Mitteln. Will man die beſte 
Berwaltung — man muß fie wollen, denn man fündigte gegen das 
öffentliche Wohl, wenn man eine ſchlechtere Verwaltung wählte dort, 
wo man eine beſſere haben kann — ſo wird man für die Beſorgung 
jeder Sache jene Kräfte und Mittel wählen müſſen, welche die mög— 
lichſt beſte Bewältigung der Aufgabe garantiren. 

Stehen wir auf dieſem Standpunkte, den die Natur der Dinge 
ergibt, ſo erhebt ſich erſt von ihm aus die Frage, welche der im 
Staatsweſen vorhandenen Kräfte und Mittel für die jeweilige Aufgabe 
zu beſtellen ſind, wo die Staatsverwaltung und wo die Selbſtver— 
waltung einzugreifen hat. 

Mit dieſer Frage ſind wir beim Probleine angelangt, das, wie 
eingangs erwähnt, Mill aufſtellt. Wir ſind aber damit zugleich ſchon 
weiter gerückt als dieſer, indem wir durch die Vorausſetzung, von der 


1 


wir ausgegangen ſind, zugleich den Grundſatz bezeichnet haben, nach 
welchem das Maß der Bethätigung von Staatsverwaltung und Selbſt⸗ 
verwaltung an der Verwaltung auszumeſſen ſein wird und dieſen 
Grundſatz möchten wir als das Geſetz der Verwaltungseinrichtung, 
kurz als das Geſetz der Verwaltung bezeichnen. 

Es wird lauten, daß die Staatsverwaltung dort zu verwalten 
haben wird, wo ſie mit ihren Kräften und Mitteln der vorliegenden 
Aufgabe gerechter werden kann als die Selbſtverwaltung, und die 
Selbſtverwaltung dort, wo, umgekehrt, ſie mit ihren Kräften und 
Mitteln der Aufgabe gerechter werden kann als die Staatsver— 
waltung. 

Die Verwaltung iſt die Beſorgung der öffentlichen Intereſſen. 
Wie es im Staate nur eine öffentliche Gewalt, die des Staates, 
gibt, ſo gibt es auch nur eine Verwaltungsgewalt. Es iſt daher 
jede öffentliche Verwaltung im Staate ein Ausfluß der ſtaatlichen 
Gewalt, und Gebiete von Staatsverwaltung und Selbſtverwaltung ſind 
erſt Ergebniſſe der Zutheilung der Beſorgung von Aufgaben der Ver- 
waltung entweder an directe vom Staate beſtellte oder an von der 
Selbſtverwaltung gebildete Organe. 

Man hört von einem Rechte der Selbſtverwaltung ſprechen. 
Gewiß gibt es ein ſolches. Es iſt das aus der rechtlichen Stellung 
der Corporation fließende Recht zur Verwaltung der eigenen Ange— 
legenheiten des eine Corporaton bildenden Verbandes. Man hat es 
da in der That mit einem wenn auch meiſt poſitiv umſchriebenen, 
doch natürlichen Rechte zu thun, weil es ſich aus der Natur der 
Corporation ableitet. Soferne aber einer Corporation, einer Gemeinde 
oder einem ſonſtigen Verbande, Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 
zur Beſorgung zugetheilt werden, ſo werden dieſe Aufgaben allerdings 
in den Pflichtenkreis des betreffenden Selbſtverwaltungskörpers geſtellt 
und man bezeichnet eine ſolche Verwaltungsthäatigkeit, weil fie durch 
einen Selbſtverwaltungskörper geübt wird, Selbſtverwaltung. Aber die 
Befugniß, eine ſolche Thätigkeit zu üben, bildet kein Recht der Selbit- 
verwaltung, weil der Staat ſich ſeiner Verwaltungsgewalt nicht entäußern 
kann, die öffentliche Gewalt im Staate eine und untheilbar iſt. 

Daher gibt es im Bereiche der öffentlichen Verwaltung wohl 
eine Selbſtverwaltung als Pflicht und Aufgabe von Selbſtverwaltungs— 
körpern, aber es gibt in dieſem Bereiche kein Recht der Selbſtverwal— 
tung und auch kein Recht auf Selbſtverwaltung. 

Mit dem vorne aufgeſtellten Geſetze iſt der Grundſatz für einen 
organiſchen Aufbau der Verwaltung gewonnen. Das, was zu ge— 
ſchehen hat, den Organismus herzuſtellen, iſt lediglich die Ziehung 
der logischen Folgerungen aus jenem Grundſatze. 

Die Aufgaben der Verwaltung ſind gegeben. Aus dem Weſen 
jeder Aufgabe laſſen ſich Maß und Qualität der Kräfte, die zur voll— 
kommenen Erfüllung erforderlich ſind, beſtimmen. Andererſeits ſind 
die Kräfte, die die Organe der centralen Verwaltungsgewalt einerſeits, 
die Organe der Selbſtverwaltung andererſeits ihrer Natur nach dar— 
bieten, gegebene Größen. Man braucht nur die folgerichtige Verbindung 
zwiſchen Aufgabe und Mittel herzuſtellen und der natürliche Aufbau 
iſt gemacht. 

Das, was wir heute bei uns als Einrichtung der Verwaltung 
beſitzen, iſt keine Organiſation, ſondern ein zufälliges, eines einheit— 
lichen Gedankens entbehrendes Gebilde, geſtaltet unter dem Einfluſſe 
von außerhalb der Verwaltung gelegenen Principien. 

Die Folgen dieſer einſt unter großem Freiheitsgeklingel ein⸗ 
geführten Einrichtung ſind, daß im überwiegendſten Bereiche die 
Staatsbürger unter dem Drucke einer unverhältnismäßig koſtſpieligen, 
dabei willkürlichen und in den meiſten Belängen unzulänglichen Selbſt⸗ 
verwaltung ſchmachten, während andererſeits die ſtaatliche Verwaltungs— 
gewalt durch eine unnatürliche, vielfach von ſelbſtſüchtiger Auffaſſung 
beherrſchte Neben- und Zwiſchenverwaltung ſich bedrängt und gehemmt 
und oft direct in der Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben be— 
hindert findet. 

Die Forderung iſt einfach. Man ſtelle die Verwaltung auf die 
Baſis ihres Bedürfniſſes und man wird die Formel gefunden haben, 
welche den Feiheitsanforderungen der Bürger ebenſo gerecht werden 
kann wie der möglichſt befriedigenden Beſorgung der öffentlichen 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage der Competenz der Eiſenbahn⸗ und Waſſerrechts⸗Behörden 
bei Beſchwerden wegen Ueberſchwemmungen, hervorgerufen durch 
den Beſtand einer Eiſenbahn. 

Die Stadtgemeinde F. hat mit Eingabe vom 15. Auguſt 1896, 
Z. 1504, bei der Bezirkshauptmannſchaft in F. darüber Beſchwerde 
geführt, daß der Stadttheil L. in Folge des Beſtandes der Localbahn 
von F. nach H. gegenwärtig in höherem Maße der Ueberſchwemmungs⸗ 
gefahr ausgeſetzt ſei als vor der Erbauung der Bahn; gleichzeitig bat 
die Stadtgemeinde um die Vornahme einer Localerhebung zur Con— 
ſtatirung des Sachverhaltes. 

Das Eiſenbahn-Miniſterium, welchem die Beſchwerde vorgelegt 
wurde, bezeichnete dieſelbe mit dem Erlaſſe vom 4. Februar 1897, 
3. 1467, als grundlos. 

Gegen den lediglich die Intimation dieſes Erlaſſes enthaltenden 
Beſcheid der Bezirkshauptmannſchaft F. vom 12. März 1897, Z. 4978, 
wurde ſeitens der Stadtgemeinde F. der Recurs eingebracht, in welchem 
neuerlich um die Vornahme der Localerhebung gebeten wurde. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat dieſem Anſuchen unter Hin— 
weis auf den vorcitirten Erlaß des Eiſenbahn-Miniſteriums mit dem 
Beſcheide vom 9. September 1897, 3. 14.097, keine Folge gegeben. 

Den hiergegen ſeitens der Stadtgemeinde F. eingebrachten Recurs 
hat die Statthalterei in G. mit der Entſcheidung vom 27. October 1897, 
Z. 30.641, abgewieſen, da gemäß § 46 der Miniſterial-Verordnung 
vom 25. Jänner 1879, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 19, die Entſcheidung über 
etwa nöthige Abänderungen beſtehender Eiſenbahnanlagen dem Eiſen— 
bahn⸗Miniſterium vorbehalten iſt, daher auf ſolche Fälle die formellen 
Beſtimmungen des Waſſerrechts-Geſetzes vom 18. Jänner 1872, L.-G.⸗ 
Bl. Nr. 8 (für Steiermark), VII. Abſchnitt, keine Anwendung finden 
und die Competenz der Bezirkshauptmannſchaft zur Einleitung des 
waſſerrechtlichen Verfahrens ansgeſchloſſen iſt. 

Ueber den Recurs der Stadtgemeinde F. hat das Ackerbau— 
Miniſterium mit der Entſcheidung vom 5. März 1898, 3. 701, im 
Einvernehmen mit dem Eiſenbahn-Miniſterium die Entſcheidungen der 
beiden Unterinſtanzen behoben und der Bezirkshauptmannſchaft F. die 
Durchführung einer commiſſionellen Erhebung und die inſtanzmäßige 
Entſcheidung im Sinne der Beſtimmungen des VII. Abſchnittes des 
Waſſerrechtsgeſetzes aufgetragen, und zwar aus folgenden Gründen: 

„Nach § 69 leg. eit. gehören alle Angelegenheiten, welche ſich 
auf die Benützung und Abwehr der Gewäſſer nach dieſem Geſetze be— 
ziehen, in den Wirkungskreis der politiſchen Behörden. 

Nach den Eingaben der Stadtgemeinde F. ſoll nun der der— 
malige Beſtand eines Eiſenbahndammes, beziehungsweiſe der Mangel 
entſprechender Durchläſſe einen ungünſtigen Einfluß auf die Abfluß— 
verhältniſſe nehmen. Ein beſtimmtes, über das Verlangen nach Durch— 
führung einer commiſſionellen Verhandlung und Sicherſtellung dieſer 
Umſtände hinausgehendes Begehren wurde nicht geſtellt. 

Da der Inhalt der erwähnten Eingaben die Anwendbarkeit des 
Waſſerrechtsgeſetzes (88 15, 19, 38, 40 ꝛc.) keineswegs von vorne— 
herein ausgeſchloſſen erſcheinen läßt, durch die Vornahme der ange— 
ſtrebten Erhebung allein aber keinerlei Rechten präjudicirt wird, zumal 
es den Intereſſenten unbenommen bleibt, je nach der ſich ergebenden 
Sachlage die Einwendung der Incompetenz der politiſchen Behörden 
im Laufe des Verfahrens zu erheben, und da die erkennende Behörde 
ihre Competenz ohnedies bei der zu treffenden Entſcheidung von amts— 
wegen wahrzunehmen haben wird, entbehrte die Ablehnung einer Ver— 
handlung im Sinne des Einſchreitens der Stadtgemeinde F. der 
geſetzlichen Grundlage und waren die angefochtenen Entſcheidungen 
daher, und zwar unpräjudicirlich der ſeinerzeitigen Entſcheidung über 
die Beſchwerdeſache ſelbſt, zu beheben.“ Th. R 


Zur begrifflichen unterſcheidung zwiſchen Natural-Wohnung eines 
Beamten und Amtswohnung. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 21. October 1898 
über die Klage de praes. 14. September 1898, 3. 313 R. G., des 
Eduard Kieweg, k. k. Zollamts-Controlors in Engelhartszell, durch 
Dr. Pattai in Wien, wider das k. k. Finanzminiſterium puncto Nach- 
zahlung der halben Activitätszulage per 700 fl. zu Recht erkannt: 


Das Klagebegehren wird abgewieſen. 

Gründe: Der Kläger iſt mit Decret der k. k. Finanzdirection 
Linz dto. 13. December 1876, 3. 11.008 / V, zum Einnehmer bei 
dem Nebenzollamte Angerhäuſer ernannt und verſtändigt worden, daß 
ihm die nach der XI. Rangclaſſe zukommenden Bezüge, nämlich der 
Gehalt jährlicher 600 fl. und die bei dem Beſtande einer Natural- 
wohnung entfallende Hälfte der ſyſtemmäßigen Activitätszulage jähr— 
lich 60 fl., vom 1. Jänner 1877 an auszubezahlen find. Mit Decret 
B. der k. k. Finanzdirection Linz dto. 9. Auguſt 1888, Nr. 836, 
wurde er zum Zollamts-Controlor mit der Dienſteszuweiſung zu dem 
Hauptzollamte in Engelhartszell ernannt und ſeine neuen Bezüge vom 
1. September 1888 angewieſen. Der Kläger verſah vom 1. Jänner 
1877 bis 31. Auguſt 1888, ſomit durch 11 Jahre und 8 Monate 
das Amt eines Einnehmers in Angerhäuſer und befand ſich während 
dieſer Zeit im Genuſſe der Hälfte der ſyſtemmaßigen Activitäts⸗ 
zulage jährlicher 60 fl. Da ſeinem Ende October 1895 geſtellten 
Begehren um die nachträgliche Ausfolgung der während feiner Dienſt⸗ 
leiſtung in Angerhäuſer mit Rückſicht auf den Genuß einer Wohnung 
im Zollamtsgebäude rückbehaltenen Hälfte ſeiner Activitätszulage für 
die Zeit vom 1. Jänner 1877 bis 31. Auguſt 1888 im Geſammt⸗ 
betrage von 700 fl. mit Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums vom 
20. October 1896, Z. 48.972, keine Folge gegeben wurde, ſchreitet 
er zur Klage wider das k. k. Finanzminiſterium. Das k. k. Finanz 
miniſterium motivirt die Abweiſung des Anſpruches damit, daß Kläger 
weder zufolge beſonderen behördlichen Auftrages, noch überhaupt des 
Dienſtes wegen bemüßigt war, die ihm zu ſeiner eigenen Bequemlich— 
keit eingeräumte Wohnung zu benützen und es ihm jederzeit freiſtand, 
dieſe Wohnung dem Aerar zur Verfügung zu ſtellen und fi eine 
andere Unterkunft im Amtsorte zu wählen. Dieſe Motivirung ſei 
aber irrig; denn laut des Zeugniſſes der Gemeindevorſtehung Schwarzen— 
berg iſt das in der Gemeinde Schwarzenberg befindliche Amtsgebäude 
des k. k. Nebenzollamtes Angerhäuſer fern von anderen Hänſern ge— 
legen und war in der Zeit vom 1. Jänner 1877 bis Ende Auguſt 
1888 im Umkreiſe von einer halben Stunde eine Wohnung für einen 
Beamten nicht vorhanden und beſtehen dieſe Wohnungsverhältniſſe 
noch heute. Daß der Dienſt eines Zolleinnehmers ein derartiger iſt, 
daß er eine mehr als eine halbe Stunde entfernte Wohnung gar nicht 
beziehen kann, ohne den Dienſt zu vernachläſſigen, iſt aus dem Amts— 
unterrichte für die ausübenden Aemter über die Vollziehung der Zoll— 
und Staatsmonpolordnung ſowie aus der Finanzwache-Dienſtordnung 
zu entnehmen. Darnach iſt der Beamte verpflichtet, nicht nur während 
der für den allgemeinen Verkehr feſtgeſetzten Amtsſtunden im Amte 
anweſend zu ſein, ſondern hat auch bei Tag und Nacht, an Wochen— 
wie Sonn- und Feiertagen im Dienſte zu fein und iſt nicht befugt, 
fich vom Standorte des Amtes zu entfernen. Der Kläger mußte auch 
deßhalb Tag und Nacht an Ort und Stelle ſein, weil zu jener Zeit 
des Nachts (4 bis 5 Uhr Früh und 7 bis 8 Uhr Abends) der Poſt⸗ 
wagen über das Nebenzollamt Angerhäuſer nach Breitenberg in 
Bayern verkehrte und Kläger deßhalb auch zur Nachtzeit zollämtliche 
Functionen zu verrichten hatte. Der Kläger war daher bemüßigt, die 
im Amtsgebäude befindliche Wohnung zu beziehen, da ihm im Um— 
kreiſe von einer halben Stunde eine Wohnung nicht zur Verfügung 
ſtand und die Benützung einer außerhalb dieſes Territoriums gelegenen 
Wohnung mit ſeinen Dienſtobliegenheiten nicht verträglich war. Da 
er ſonach die Amtswohnung beziehen mußte, habe er auf die volle 
Activitätszulage Anſpruch, umſomehr, als keinerlei Erklärung von der Art 
vorliegt, wie ſie allerdings ſpäter, aber in einer Rückſchluß geſtattenden 
Weiſe im Erlaſſe des k. k. Finanzminiſteriums vom 19. Februar 1893, 
Z. 3233, betreff der Naturalwohnungen zollämtlicher Beamten an⸗ 
geordnet wurde. Der Kläger ſtellt demnach die Bitte, das k. k. Reichs- 
gericht geruhe zu erkennen, das k. k. Finanzminiſterium ſei ſchuldig, 
anzuerkennen, daß ihm für die Zeit vom 1. Jänner 1877 bis in⸗ 
cluſive 31. Auguſt 1888 für die bei dem Nebenzollamte Angerhäuſer 
als Einnehmer beſorgten Dienſtleiſtungen die volle Activitätszulage 
jährl. 120 fl. gebühre, und ſei daher ſchuldig, ihm binnen 14 Tagen 
bei Vermeidung der Execution die für die Zeit vom 1. Jänner 1877 
bis incluſive 31. Auguſt 1888 rückbehaltene Hälfte feiner Activitäts⸗ 
zulage im Geſammtbetrage von 700 fl. ſammt 5% Zinſen drei 
Jahre vom Klagstage zurückgerechnet, zu bezahlen und die Proceß— 
koſten zu erſetzen. 


In der Gegenſchrift wird ausgeführt, das Geſetz vom 15. April 
1873, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 47, enthalte im Abſatz des § 12 die Beſtim⸗ 
mung, daß jenen Beamten, welchen der Anſpruch auf eine Natural⸗ 
wohnung und in Ermangelung derſelben auf ein Quartieräquivalent 
zukommt, unter Belaſſung dieſes Emolumentes die Activitäts- oder 
Functionszulage nur mit der Hälfte des für ſie entfallenden Betrages 
zu erfolgen ſei. Im 2. Abſatze wird beſtimmt, daß vorſtehende An— 
ordnung auf ſolche Beamte keine Anwendung finde, welche ihres 
Dienſtes wegen eine Amtswohnung beziehen müſſen. Für die Frage, 
welche Wohnungen als Natural- oder Amtswohnungen anzuſehen 
find, iſt die im Artikel IV der mit Verordnung des Geſammt— 
miniſteriums vom 14. Mai 1873, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 74, kundgemachten 
Vollzugsvorſchrift zu dem Geſetze vom 15. April 1873 enthaltene 
Beſtimmung maßgebend, wonach im Bereiche eines jeden Verwaltungs⸗ 
zweiges jene Beamte ausdrücklich zu bezeichnen ſind, welche ihres 
Dienſtes wegen eine Amtswohnung beziehen müſſen und welchen da= 
her die Activitätszulage im vollen Betrage gebührt. Es gehe hieraus 
hervor, daß die Entſcheidung über die vorerwähnte Frage den Admi— 
niſtrativbehörden anheimgeſtellt iſt. Im vorliegenden Falle wurde nun 
im Ernennungsdecrete des Klägers ausdrücklich hervorgehoben, daß 
ihm bei dem Beſtande einer Naturalwohnung nur die 
Hälfte der ſyſtemmäßigen Activitätszulage angewieſen 
werde. Da ferner dem Kläger niemals die Verpflichtung auferlegt 
worden iſt, die Wohnung im Zollamte zu Aungerhäuſer von Dienftes- 
wegen beziehen zu müſſen, derſelbe vielmehr auf Grund des Ernen— 
nungsdecretes dieſe Naturalwohnung freiwillig bezogen hat, fo kann 
derſelbe den 2. Abſatz des §8 12 zu feinen Gunſten nicht anxufen; 
aber auch die Behauptung, daß er, wenn auch ohne behördlichen Auf- 
trag, bemüßigt war, die innegehabte Wohnung aus Dienſtesrückſichten 
zu beziehen, trifft nicht zu. Irrig wäre es, den Schluß zu ziehen, 
daß die conſtante Anweſenheit des Zolleinnehmers, ſomit die Ein— 
räumung einer Amtswohnung an denſelben nothwendig erſcheine 
und vollkommen unzutreffend iſt dieſer Schluß bei dem Zollamte 
Angerhäuſer, wo ſowohl bei Tage als bei Nacht nur ein minimaler 
Verkehr herrſcht. In einem ſo kleinen Orte war ſtets die Möglichkeit 
gegeben, den Einnehmer, falls er zwar im Amtsorte, nicht aber im 
Amtsgebäude gewohnt hätte, zu einer außerhalb der Amtsſtunde vor— 
zunehmenden Amtshandlung durch einen im Amtsgebäude bequartierten 
Oberaufſeher herbeizurufen. Die Stärke des Verkehrs hätte daher die 
Finanzverwaltung niemals veranlaſſen können, zu fordern, daß der 
Einnehmer des Dienſtes wegen im Amtsgebäude wohnen müſſe. Wenn 
ihm die Pflicht oblag, den Poſtwagen außerhalb der Amtsſtunden 
abzufertigen, ſo muß hervorgehoben werden, daß der Poſtwagen ſtets 
zu gleichen Stunden das genannte Zollamt paſſirte, der Kläger alſo 
nicht im Amtsgebäude zu wohnen brauchte, ſondern ſtets in der Lage 
geweſen wäre, zu den feſtgeſetzten Stunden ſich in das Amtsgebäude 
zu begeben. Das Beziehen der Wohnung im Amtsgebäude lag daher 
in erſter Linie und vornehmlich im perſönlichen Intereſſe des Klägers. 
Daß im Umfreife einer halben Stunde von Angerhäuſer eine Wohnung 
für einen Beamten nicht vorhanden war, wird von dem Finanz— 
miniſterium nicht beſtritten; allein derartige Verhältniſſe ſind nicht 
im Stande, die geſetzliche Natur einer Wohnung zu beeinfluſſen. Aus 
dem Erlaſſe des Finanzminiſteriums vom 19. Februar 1893, welcher 
vom Kläger ganz richtig wiedergegeben iſt, geht zweifellos hervor, 
daß das Miniſterium mit demſelben nur die geſetzlichen Kriterien des 
Begriffes „Naturalwohnung“ den zollämtlichen Functionären klarlegen 
wollte. Wenn aber der Kläger aus dieſem Erlaſſe den Schluß zieht, 
daß erſt von dem Zeitpunkte des Erſcheinens desſelben die freie Wahl 
des Bezuges oder Nichtbezuges derartiger Wohnungen eingeräumt 
wurde und daß daher ihm dieſe Wahl nicht zuſtand, ſo iſt das un— 


zutreffend, da dieſes Wahlrecht in dem Worte „Naturalwohnung“ 


kraft der geſetzlichen Beſtimmungen implicite enthalten iſt. Es wird 
daher beantragt, die Klage abzuweiſen. 

Das Klagebehren iſt im Geſetze nicht begründet. 

In dem Geſetze vom 15. April 1873, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 17, iſt 
im § 12 beſtimmt, daß die Beamten, welchen eine Natural-Wohnung 
gebührt, nur die Hälfte der ihnen ſonſt zukommenden Activitäts— 
oder Functions⸗Zulage zu erhalten haben; und in Weiteren, daß 
dieſe Beſtimmung auf ſolche Beamten nicht anzuwenden ſei, welche 
ihres Dienſtes wegen eine Amtswohnung beziehen müſſen. In 


Gemäßheit des dem Geſammtminiſterium im § 17 dieſes Geſetzes 
ertheilten Auftrages der Vollzugſetzung erſchien auf Grund der Aller- 
höchſten Entſchließung vom 10. Mai 1873 die Verordnung vom 
14. Mai 1873, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 74, welche feſtſetzt, daß jene Beamten, 
welche ihres Dienſtes wegen eine Amtswohnung zu beziehen ver— 
pflichtet find, in jedem Verwaltungszweige ausdrücklich zu be⸗ 
zeichnen ſeien. In dieſer Anordnung kann eine Ueberſchreitung der 
dem Geſammtminiſteriums durch das bezeichnete Geſetz eingeräumten 
Verordnungsgewalt nicht erkannt werden, und es geht ſomit aus dieſer 
Beſtimmung hervor, daß es in das pflichtmäßige Ermeſſen der Be— 
hörde geſtellt iſt, anzuordnen, welche Beamte verpflichtet ſind, eine 
Amtswohnung zu beziehen. Es iſt auch in der Natur der Sache 
gelegen, die diesbezügliche Entſcheidung der Behörde anheim zu geben, 
weil für die Aufſtellung von Amtswohnungen nicht allein der Wirkungs⸗ 
kreis des betreffenden Beamten beſtimmend fein kann, ſondern auch 
locale Verhältniſſe, welche einem ſteten Wechſel unterworfen ſind. 
Damit ſteht im Zuſammenhang, daß im Geſetze ſelbſt den Miniſtern 
und Landeschefs, bei denen gleichbleibende Rückſichten vorwalten, die 
Amtswohnung zugeſprochen iſt; während im Gegenſatze bei den übrigen 
Beamten die Verordnungsgewalt, beziehungsweiſe das Entſcheidungs⸗ 
recht der Behörde eingreift. 

Es ſteht außer Frage, daß dem Kläger eine Amts wohnung 
nicht beigeſtellt worden iſt, und konnte Kläger über die Natur der 
von ihm bezogenen Wohnung nicht im Zweifel ſein, weil in ſeinem 
Anſtellungsdecrete ausdrücklich aufgenommen iſt, daß im Beſtande 
einer Natural-Wohnung ihm nur die Hälfte der ſyſtemmäßigen 
Activitätszulage angewieſen werde. Daß dem Kläger der Unterſchied 
dieſer beiden Gattungen von Wohnungen bekannt war, geht daraus 
hervor, daß er, wenngleich fruchtloſe Bemühungen bei der vorgeſetzten 
Dienſtbehörde machte, die Umgeſtaltung der Natural-Wohnung in 
eine Amtswohnung zu erreichen. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 21. October 1898, Z. 344.) 


Wenn nach Niederlegung eines Landtags- Mandates in Folge der 
Wahlprüfung Seitens des Landtages erkannt wird, daß das be⸗ 
treffende Laudtags⸗Mandat nicht dem, welcher vor der Wahlprüfung 
als gewählt gegolten und das Mandat niedergelegt hat, ſondern 
einer anderen Perſon gebühre und dieſe als der gewählte Abgeordnete 
vom Landtage in den Landtag zugelaffen wird, iſt der Fall der 
Ausſchreibung einer Neuwahl nicht gegeben. Es kann daher in 
einem ſolchen Falle durch die Nichtausſchreibunug einer Neuwahl 
Seitens der Regierung eine Verletzung des verfaſſungsmäßig ge⸗ 
währleiſteten Rechtes der Wahl zum Landtage nicht ſtattfinden.“) 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 18. October 1898 
gepflogenen öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde des Dr. 
Stanislaus Tſchada und Genoſſen, durch Dr. Julius Ofner, de 
praes. 13. Juni 1898, 3. 223 R.⸗G., wider das k. k. Miniſterium 
des Innern wegen Verletzung des durch die Verfaſſung gewährleiſteten 
politiſchen Rechtes der Wahl zum Landtage des Erzherzogthumes 
Oeſterreich unter der Enns, zu Recht erkannt: 

Durch die Nichtausſchreibung einer Neuwahl für den nieder— 
öſterreichiſchen Landtag im Städte-Wahlbezirke Neunkirchen-Potten—⸗ 
dorf-Ebenfurth nach der am 22. December 1897 erfolgten Mandats— 
Niederlegung Seitens des in dieſem Städtebezirke am 4. November 
1896 gewählten Landtagsabgeordneten Moriz Parzer hat eine Ver— 
letzung des durch die Verfaſſung gewährleiſteten politiſchen Rechtes 
der Wahl zum niederöſterreichiſchen Landtage der Beſchwerdeführer 
Dr. Stanislaus Tſchada, Franz Staatz, Martin Obendorfer, Johann 
Obendorfer, Johann Löderer nicht ſtattgefunden. 

Gründe: In der Beſchwerde wird angeführt: Am 4. No⸗ 
vember 1896 wurde im Städtebezirke Neunkirchen-Pottendorf-Eben⸗ 
furth Moriz Parzer, Bürgermeiſter in Ebenfurth, zum Landtags— 
abgeordneten gewählt. Er erhielt auch von der k. k. Statthalterei das 
Certificat zum Eintritte in den Landtag, leiſtete die Angelobung, 
nahm an den Verhandlungen Theil und wurde in den Landezcultur- 
Ausſchuß gewählt. Am 22. December 1897 vor dem Beſchluſſe des 
Landtages über die Verification ſeiner Wahl legte Parzer ſein Mandat 


) Man vergleiche Erkenntuiß des k. k. Reichsgerichtes vom 19. April 
1898, 3. 96, mitgetheilt in Nr. 33 des Jahrganges 1898 dieſer Zeitſchrift. 


zurück. Dennoch wurde eine Neuwahl nicht ausgeſchrieben. Die Staats⸗ 
behörde, in letzter Linie das k. k. Miniſterium des Innern machte 
von ihrem Rechte keinen Gebrauch, fügte ſich vielmehr dem Beſchluſſe 
des niederöſterreichiſchen Landtags, die Wahl Parzer's trotz feiner 
Mandatsniederlegung zu prüfen, und der ſpäterhin am 1. Februar 
1898 erfolgten Berufung des Dr. Anton Löbl als Abgeordneten für 
den genannten Städte-Wahlbezirk. Das Miniſterium begründet dies 
in der Entſcheidung vom 10. Mai 1898, 3. 3556, über die Be— 
ſchwerde wider die, das Begehren um Ausſchreibung der Neuwahl ab— 
weiſende Entſcheidung der niederbſterreichiſchen Statthalterei vom 
24. Februar 1898, 3. 16.799, damit, daß bei der Perſon, welche 
nach dem vom Landtage in ſeiner Sitzung vom 1. Februar 1898 
gefaßten Beſchluſſe als der gewählte Abgeordnete für den bezeichneten 
Wahlbezirk zu betrachten iſt, keine der im § 6, Abſ. 3, der nieder— 
öſterreichiſchen Landes-Ordnung vorgeſehenen Vorausſetzungen der Aus— 
ſchreibung einer Neuwahl eingetreten iſt. Der Beſchluß des nieder— 
öſterreichiſchen Landtages, auf welchen ſich das Miniſterium bezieht, 
hat jedoch für die gegenwärtige Beſchwerde und deren Entſcheidung 
keine präjudizielle Bedeutung, weil bei der letzteren nicht das Recht 
des Gewählten, ſondern nur das Recht der Wähler in Betracht kommt. 
Es handelt ſich alſo um die objective Beantwortung der Frage, ob 
eine der Vorausſetzungen des § 6 der niederöſterreichiſchen Landes— 
Ordnung eingetreten war, d. h., ob Moriz Parzer zur Zeit, als er 
austrat, Landtagsabgeordneter war oder nicht. Dieſe Frage muß be— 
jaht werden. Die Eigenſchaft als Abgeordneter beginnt nicht erſt mit 
der Verification, ſondern bereits mit der erfolgten Wahl. Dies ergibt 
ſich: a) Aus den SS 40 bis 44 der L.-W.⸗O., welche bereits vom 
„gewählten Abgeordneten“ ſprechen. Auch das dem Moriz Parzer ge— 
gebene Wahleertificat bezeichnet ihn als Landtagsabgeordneten; 
b) ebenſo beziehen ſich die 88 4, 6, 7, 9, 11, 12 und 31 der 
Landes-Ordnung auf die Abgeordneten ſchon vor deren Verification. 
Insbeſondere ſind z. B. der Landmarſchall und deſſen Stellvertreter 
aus der Mitte der Landtagsabgeordneten zu ernennen, und doch erfolgt 
die Ernennung vor der Verification. Diefe wird oft erſt nach Jahren 
vorgenommen; alle Beſtimmungen über den Abgeordneten ſind aber 
unzweifelhaft auch auf den nicht verificirten Abgeordneten anwendbar; 
§ 31 Landes-Ordnung ſpricht von den Wahlausweiſen der neuein— 
tretenden Landtagsabgeordneten, welche der Landesausſchuß zu prüfen 
hat; e) Deßgleichen iſt die Geſchäfts-Ordnung des Landtages, welche 
faſt in jedem Paragraph von den Abgeordneten oder Mitgliedern des 
Landtages ſpricht, von Beginn der Seſſion an giltig, und zwar 
auch für die Abgeordneten, deren Wahl noch nicht verificirt iſt; 
d) wenn ein Gewählter unmittelbar nach der Wahl und ſelbſt noch 
vor Eintritt in den Landtag ſtirbt oder ſein Mandat niederlegt, 
müßte, wenn die entgegengeſetzte Meinung richtig wäre, der Wahlact 
dennoch jedesmal an den Landtag geleitet und die Wahl verifieirt 
werden, bevor eine Neuwahl ausgeſchrieben werden dürfte. Dies ge⸗ 
ſchieht niemals. In der gegenwärtigen Seſfion des niederöſterreichiſchen 
Landtages iſt der Abgeordnete Fürnkranz vor Eintritt in den Landtag 
geſtorben; der Landmarſchall hat ihn nicht bloß in ſeinem Nachrufe 
im Landtage als Abgeordneten bezeichnet, es fand auch keine Veri— 
fication ſtatt, ſondern wurde fofort die Neuwahl ausgeſchrieben. 
e) Der principielle Grund, daß $ 6 L.-O. auch für Abgeordnete vor 
ihrer Verification gilt, und daß nur, wenn die Fähigkeit des Ge- 
wählten fraglich iſt, der entſcheidende Beſchluß des Landtages ab— 
zuwarten, im Falle des Todes oder der Mandatsrücklegung dagegen 
die Neuwahl ſofort auszuſchreiben iſt, liegt darin, daß der Landtag 
nach 8 31 L.⸗O. und § 45 L.⸗W.⸗O. nur caſſatoriſches Recht hat, 
nicht aber einen anderen, als den nach dem Ausſpruche der Wahl— 
commiſſion Gewählten als Abgeordneten einberufen darf. Für die 
Fälle des Todes und der Mandatsrücklegung vor Eintritt kann dies 
direct aus dem Wortlaute des $ 31 L.-O. gefolgert werden, nach 
welchem der Landesausſchuß die Wahlausweiſe der neueintretenden 
Landtagsabgeordneten zu prüfen hat. Wenn der Abgeordnete nicht 
eintritt, entfällt die Prüfung. Der Landtag hat über die Zuläſſigkeit 
des Gewählten zu entſcheiden; die Entſcheidung entfällt, wenn der 
Gewählte die Zulaſſung nicht begehrt. Die weſentlichen Gründe für 
die rein caſſatoriſche Befugniß des Landtages werden aus der Be— 
ſchwerde vom 15. Februar 1898, 3. 44 R.⸗G., wiederholt. Es wird 
diesfalls geltend gemacht: Das Geſetz verlangt die Prüfung des 


Wahlactes und räumt den Intereſſenten wegen Unregelmäßigkeiten, 
welche die Giltigkeit der Wahl beeinträchtigen, das Recht der Be- 
ſchwerde ein. Eine ſolche wird ſelbſtverſtändlich nur von den Gegnern 
des gewählten Candidaten erhoben, wogegen die zu Gunſten ſeines 
Gegners vorgefallenen Unregelmäßigkeiten nicht zur Kenntniß des 
Landtages gelangen. Dadurch wird der Grundſatz, daß beide Theile 
zu hören find, verletzt. Man darf überdies der Majorität der Wähler 
wegen Formgebrechen, welche die Wahlcommiſſion als für die Identifi— 
cirung des Gewählten bedeutungslos erklärte, ihr Wahlrecht nicht 
nehmen und muß ihr mindeſtens Gelegenheit geben, bei einer Neu⸗ 
wahl ihren Willen nochmals klar zum Ausdrucke zu bringen. Aus 
dem Wortlaute des § 31 der niederöſterreichiſchen Landes-Ordnung 
ergibt ſich, daß der Gegenſtand der dem Landesausſchuſſe obliegenden 
Prüfung und ſeines Berichtes, ſowie der Entſcheidung des Landtages 
nur der Wahlausweis des eintretenden Abgeordneten und ſeine Zu— 
laſſung iſt; alſo nicht der poſitive Ausgang der Wahl, ſondern nur 
die Ordnungsmäßigkeit des Wahlactes iſt zu prüfen. Es iſt mit der 
Vorſchrift, daß alle Entſcheidungen der Wahlcommiſſion über Wahl— 
recht, Giltigkeit und Deutlichkeit der Stimmen endgiltig ſind, keine 
andere Vorſtellung vereinbar, als, daß nicht jede einzelne Entſcheidung, 
die einzelne Stimme für oder gegen einen Candidaten Object einer weiteren 
Prüfung ſein kann, ſondern nur die Ordnungsmäßigkeit des geſammten, 
als Ganzes zu beurtheilenden Vorganges. Dieſe Anſchauung findet 
ihre Unterſtützung in der von der böhmiſchen Statthalterei am 1. De- 
cember 1863, L.-G.-Bl. Nr. 56, kundgemachten Allerhöchſten Ent— 
ſchließung vom 11. Juni 1863, welche den $ 31 der Landes-Ordnung 
für Böhmen erläutert, und jener § 31 iſt wörtlich gleichlautend mit 
dem $ 31 der niederöſterreichiſchen Landes-Ordnung. Als eine ana— 
loge Geſetzesbeſtimmung kann auch Artikel 37 der Verfaſſung für das 
Deutſche Reiche bezeichnet werden, welcher von den berufenen Commen— 
tator Laband ausdrücklich dahin erklärt wird, daß der Reichstag nur 
die Giltigkeit oder Ungiltigkeit der Wahl ausſprechen kann. Die 


Beſtimmung, daß der Landtag nur caſſatoriſche Befugniß hat, iſt ſo— 


wohl praktiſch, als hiſtoriſch erklärlich. Im Strafverfahren hat die 
Erfahrung dahin geführt, daß überall, wo Thatſachen zu erforſchen 
ſind, nur das erſte Gericht poſitiv erkennt, die höhere Inſtanz aber, 
welche bloß Acten vor ſich hat, nur caſſirt. Auch bei der Wahl ſind 
es Thatſachen, welche maßgebend find. Nach § 31 der Landes-Ord⸗ 
nung hat der Landtag über die Zulaſſung des Gewählten zu ent— 
ſcheiden. Dieſe Form, welche ſich hiſtoriſch entwickelt hat und wahr— 
ſcheinlich dem Geſandtenrechte entnommen wurde, beruht auf der 
Annahme, daß die Wählerſchaften von einander unabhängig ſind, 
und daß ihre Vertreter erſt in ihrer Vereinigung den parlamentariſchen 
Körper bilden. Die Eigenſchaft als Vertreter iſt die Grundlage des 
Eintrittes in den Landtag und der Abſtimmung überhaupt, und es 
wäre ein formaler Widerſpruch, wenn die Vertreter einer Anzahl von 
Bezirken über das Recht der Vertreter der anderen Bezirke urtheilen 
würden; es iſt vielmehr nur die Legitimation zu prüfen und 
über deren Ordnungsmüßigkeit zu entſcheiden. Hiernach wird gebeten 
zu erkennen, es ſei durch die Nichtausſchreibung einer Neuwahl für 
den niederöſterreichiſchen Landtag im Städtebezirke Neunkirchen — 
Pottendorf — Ebenfurth nach der am 22. December 1897 erfolgten 
Mandatsrücklegung ſeitens des in dieſem Städtebezirke am 4. November 
1896 gewählten Landtags-Abgeordneten Moriz Parzer das durch die 
Verfaſſung gewährleiſtete Wahlrecht der Beſchwerdeführer verletzt worden. 

Eine Gegenſchrift wurde nicht erſtattet. 

Bei der mündlichen Verhandlung wurde von dem Vertreter des 
k. k. Miniſteriums des Innern im Weſentlichen Folgendes geltend 
gemacht: Die Verwaltungsbehörde ſei nicht berufen, die Geſetzmäßigkeit 
eines Landtagsbeſchluſſes über die Zulaſſung eines Gewählten zu 
prüfen, ſondern vielmehr berufen, diefen Beſchluß zur Grundlage 
ihrer Stellung in der Frage einer weiteren Wahlausſchreibung zu 
nehmen. Auf Grund der ihm bekanntgegebenen Mandatsniederlegung 
Parzer's wäre der Statthalter allerdings berechtigt geweſen, eine Neu— 
wahl ſofort auszuſchreiben; durch die Unterlaſſung der ſofortigen 
Ausſchreibung ſei aber ein Recht der Wähler nicht verletzt worden, 
da das Geſetz eine Friſt diesfalls nicht beſtunme. Die vorgeſchrittene 
Jahreszeit habe es hier nahegelegt, die Wahl im Intereſſe der Wähler 
hinauszuſchieben, und nun ſei der Zwiſchenfall des berufenen Land— 
tagsbeſchluſſes eingetreten. Hiemit ſei die Vermuthung der Giltigkeit 


der Wahl Parzer's endgiltig zerſtört worden, die Regierung könne 
dieſen Beſchluß nicht hinwegſchaffen, und mit der Geltung der in 
dieſem Beſchluß ausgedrückten Rechtsanſchauung, bezieh ungsweiſe der 
Zulaſſung eines anderen Gewählten fehle für die Regierung die 
Möglichkeit, dem behaupteten Anſpruch der Wähler auf Ausſchreibung 
einer Neuwahl Raum zu geben. Ein Eingriff der Executive in das 
Recht des Landtages zur Wahlprüfung wäre eine Verletzung eines 
verfaſſungsrechtlichen Fundamentalſatzes. 

Von der Erledigung eines Abgeordneten-Mandates und jomit 
von der Ausſchreibung einer Neuwahl kann dann nicht die Rede ſein, 
wenn für den betreffenden Wahlbezirk ein Abgeordneter gewählt und 
in den Landtag zugelaſſen wurde. 

Dies iſt vorliegend erfolgt, da mit Landtagsbeſchluß vom 
1. Februar 1898 Dr. Anton Löbl als Abgeordneter für den genannten 
Wahlbezirk zugelaſſen wurde. 

Wie nun das k. k. Reichsgericht bereits in ſeinem Erkenntniſſe 
vom 19. April 1898, R.⸗G. Nr. 96, über die Beſchwerde des Dr. 
Stanislaus Tſchada und Genoſſen de praes. 15. Februar 1898, 
23. 44 R.⸗G., ausgeſprochen hat, ſteht die Entſcheidung über die 
Zulaſſung der Landtags- Abgeordneten ausſchließlich dem Landtage zu. 

Hiernach erſcheint eine Ueberprüfung der Richtigkeit des Eingangs 
erwähnten Landtagsbeſchluſſes vom 1. Februar 1898 durch die k. k. 
Statthalterei nicht ſtatthaft und muß deingemäß der Anſchauung bei— 
gepflichtet werden, daß im vorliegenden Falle die Ausſchreibung einer 
Neuwahl nur in den in alinea 3 des $ 6 der niederöſterreichiſchen 
Landes-Ordnung vorgeſehenen Fällen ſtattzufinden hätte. 

Es vermag daher in der Zurückweiſung des zum Behufe der 
Unwirkſammachung des vorerwähnten Landtagbeſchluſſes angebrachten 
Begehrens der Beſchwerdeführer um Ausſchreibung einer Neuwahl 
eine Verletzung ihres verfaſſungsmäßig gewährleifteten Wahlrechtes 
zum niederöſterreichiſchen Landtage nicht erkannt zu werden; ebenſo— 
wenig aber auch darin, daß der Statthalter nicht ſofort nach erhaltener 
Kenntniß von der Mandatsniederlegung des Moriz Parzer mit der Aus— 
ſchreibung der Neuwahl verging, da für dieſe weder im $ 6 der 
niederöſterreichiſchen Landes-Ordnung nach im § 16 der niederöſter— 
reichiſchen Landtags-Wahl-Ordnung eine Friſt feſtgeſetzt iſt. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 18. October 1898, 3. 339.) 


Literatur. 


Das Verwaltungsrecht im Rechts⸗ und Culturſtaate der 
Gegenwart. Unter dieſem Titel iſt die vom Prof. Dr. Ulbrich in der Aula der 
k. k. deutſchen Carl Ferdinands⸗Univerfität in Prag am 10. November 1897 ge⸗ 
haltene Rectoratsrede im Verlage der J. G. Calve'ſchen k. u. k. Hof- und Unis 
verſitäts⸗Buchhandlung (Joſeſ Koch) in Prag (1898) erſchienen. 

Die gedankenreiche Rede geht vom Begriffe der Verwaltung als der auf der 
Idee des Wohlwollens (Wohlfahrtszweck des Staates) beruhenden Yürjorge des 
ſtaatlichen Gemeinweſens für die Gemeinbedürſniſſe der Geſammtheit aus, woraus 
ſich von ſelbſt der ſociale Charakter der Verwaltung und des ſie beherrſchenden 
Rechtes ergibt, und zeigt in großen Umriſſen die Entwicklung dieſer Verwaltung 
von den Anſängen, welche mit dem Culturſtaate gegeben ſind, bis zur Ausbildung 
des Verwaltungs rechtes im Verfaſſungs- und Rechtsſtaate. 

In überfichtlicher Weiſe wird die ſtufenweiſe geſteigerte Socialiſirung 
des Inhaltes der Verwaltung gekennzeichnet: zuerſt rein polizeiliche Thätigkeit, dann 
oberaufſehende und ordnende Thätigkeit der Verwaltung gegenüber der zur An— 
erkennung gelangten individuellen Freiheit, welch’ letzterer durch Geſetze im Inter— 
eſſe des Gemeinbedürfniſſes Schranken gezogen und Pflichten auſerlegt werden, 
endlich unmittelbare focialpolitiſche Fürſorge des Staates durch directe Verwendung 
des Staatsvermögens, Beſorgung wirthſchaftlicher Leiſtungen uod Schaffung von 
Socialvermögen für beſtimmte Bevölkerungskreiſe. Hiebei wird gezeigt, wie dieſer 
ſociale und geiſtige Proceß durch die ſocialpolitiſchen Ideen, welche die Poſtulate 
der Socialethik, Volkswirthſchaft und Staatslehre formuliren, beeinflußt und von 
den Gemeinbedürfniſſen Aller, ſowie den ſocialen Bedürfniſſen beſtimmter Bevölkerungs⸗ 
kreiſe hervorgerufen werden. 

Auf Grund dieſes innigen Zuſammenhanges der inneren Verwaltung mit 
dem ganzen Culturleben der Völker gelaugt der Vortragende zur Formulirung der 
Aufgabe der Wiſſenſchaft des Verwaltungsrechtes, ſich nicht auf Geſetzesinterpretation 
zu beſchränken, ſondern jenen Zuſammenhang durch Rechtsgeſchichte und Rechts⸗ 
vergleichung zu erklären und nachzuweiſen, mit einem Worte: zur ſocialen 
Rechtswiſſenſchaft im eminenten Sinne zu werden. 

Wenn man auch nicht allen Sätzen vorbehaltlos wird beiſtimmen können 
und namentlich die faſt völlige Identificirung der ſocialen Aufgaben des Staates 
mit den Aufgaben der Wohlfahrtspflege und der wirthſchaftlichen Ver⸗ 
waltung als zu weit gehend erkennen muß, ſo iſt gleichwohl zuzugeben, daß die 
ſtarke Hervorhebung der focialen Seite der Verwaltung des Staates mit Rückſicht 


auf die gegenwärtige Eulturentwicklung berechtigt, und auch die Bezeichnung der 
Wiſſenſchaft des Verwaltungsrechtes als einer ſocialen Rechtswiſſenſchaft bis zu 
einem gewiſſen Grade gerechtfertigt erſcheint. Nur wird man ſich hiebei gegenwärtig halten 
müſſen, daß die Erklärung des Einfluſſes ſolialpolitiſcher Momente auf die Ver⸗ 
waltungsgeſetzgebung und Verwaltungsthätigkeit zwar allerdings eine weſentliche, 
aber gleichwohl nicht die einzige oder hauptſächlichſte Aufgabe der Wiſſenſchaft in 
Verwaltungslehre und Verwaltungsrecht bilden muß. 

Mit dieſer Einſchräukung wird man der intereſſanten Rectoratsrede auch 
inhaltlich vollen Beifall ſpenden können. 

Dr. Layer. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Statthaltereirathe in Lemberg Adolf Huth den 
Titel und Charakter eines Hofrathes und den Bezirkshauptmännern Hippolyt 
Sabat in Koſſöw, Boguslaus Ritter v. Kieszkowski in Sombor und Dr. 
Julius Ritter y. Szumlans ki in Lemberg den Titel und Charakter eines Statt⸗ 
haltereirathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberbaurathe im Eiſenbahnminiſterium Theodor 
Röhl, anlaßlich der Uebernahme iu den bleibenden Ruheſtand den Titel und 
Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben die Bergräthe Dr. Edmund Riel und Dr. Richard 
Canaval zu Oberbergrathen ernannt. 

Sc Majeſtät haben den Polizeicommiſſären der Polizeidirection Krakau 
Dr. Stanislaus Mazurkiewiez, Dr. Johann Rebiewiez und Wilhelm 
Wiſiewecz das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone, dann dem Civil-Polizei⸗ 
wachmanne bei dieſer Polizeidirection Bronislaus Har tſch das ſilberne Verdienſt⸗ 
kreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem penſ. Hauptſteuereinnehmer Hieronymus de Celi 
Cega in Raguſa den Titel eines kaiſerl. Rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Landtagsabgeordneten Ill Dr. Albert Werunsky 
zum Sellvertreter des Oberſtlandmarſchalls im Königreiche Böhmen für die Leitung 
des Landtages ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bauadiuncten Joſef Sehnal zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Tirol 
uud Vorarlberg ernannt. 


Erledigungen. 


Landesregierungsrath- und Landes-Sanitätsreferenten⸗ 
ſtelle in der VI. Rangsclaſſe bei der ſchleſiſchen Landesregierung bis 20. Jänner 
1899. (Amtsblatt Nr. 300.) 

1 Finanzwach-Obercom miſſärſtelle 1. Claſſe in der VIII., eventuell 
1 Finanzwach-Obercom miſſärſtelle 2. Claſſe iu der IX., eventuell 
1 Finanzwach Com miſſärſtelle in der X. Rangsclaſſe in Niederöſterreich 
binnen vier Wochen. (Amtsblatt Nr. 300.) 

3 eventuell mehrere Hauptſteuereinneh merſtellen in der VIII., 
3 eventuell mehrere Steuereinnehmerſtellen, eventuell mehrere Haupt: 
ſteueramts-Controlorſtellen in der IX., ferner mehrere Steueramts⸗ 
Controlor- und mehrere Steueramts⸗Officalſtellen in der X. und 
17 eventuell mehrere Ad junctenſtellen in der XI. Rangsclaſſl im Bereiche 
der k. k. Finanzlandesdirection in Wien binnen vier Wochen, (Amtsblatt Nr. 299.) 

Uproviſoriſche Polizei-Commiſſärsſtelle in der IX. Rangsclaſſe, 
eventuell Dienſtzuweiſung in Cervignano bei der k. k. Polizeidirection in 
Trieſt bis 10. Jänner 1899. (Amtsblatt Nr. 296.) 

Definitive, eventuell proviſoriſche⸗ Bauadjunctenftelle in der 
X. Rangsclaſſe und 4 adjutirte Baupraktikanten ſtellen für den Staats⸗ 
baudienſt in Mähren bis 20. Jänner 1899. (Amtsblatt Rr. 297. 

Kanzliſtenſtelle beim k. k. Ackerbauminiſterium, XI. Rangsclaſſe bis 
15. Jänner 1899. (Amtsblatt Nr. 297.) 

Kanzliſtenſtelle beim k. k. Ackerbauminifterium in der XI. Rangsclaſſe 
bis 25. Jänner 1899. (Amtsblatt Nr. 299.) 

Strafanſtalts-Adjunctenſtelle in der k. k. Männer ⸗Strafanſtalt in 
Prag, eventuell in einer anderen k. k. Männer-Strafanſtalt in Böhmen in der 
XI. Rangsclaſſe, Naturalwohnung und Deputat von 60 fl. bis 20. Jänner 1899. 
(Amtsblatt Nr. 297.) 

Kanzliſten ſtelle beim k. k. Revierbergamte in Graz in der XI. Nangs⸗ 
claſſe bis 20. Jänner 1899. (Amtsblatt Nr. 298.) 

2 Adjunctenſtellen in der XI. Rangsclaſſe bei den k. k. Finanz⸗ und 
gerichtl. Depoſitencaſſen in Wien binnen 4 Wochen. (Amtsblatt Nr. 299.) 

6 Bauadjunctenſtellen (proviſoriſche7; im tiroliſch-vorarlbergiſchen 
Staatsbaudienſte bis Ende Jänner 1899. (Amtsblatt Nr. 298.) 

Kanzliſtenſtelle bei der Stadtgemeinde Wiener-Neuſtadt, XI. Rangs⸗ 
elaffe (der Staatsbeamten) bis 15, Jänner 1899. (Amtsblatt Nr. 299.) 


BE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenutniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 1 und 2 der Erkenntniſſe 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


